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STABILISIERUNGSPOLITIK

Stabilisierungspolitik In der Marktwirtschaft
Zur Jahrestagung des Vereins für Socialpolitik

Manfred Kern, Köln

Die Gesellsdiaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften — Verein für Socialpolitilc — hielt ihre 
diesjährige Tagung vom 2. bis 5. September in Zürich ab. IVfehrere hundert Wissenschaftler und 
Politiker aus dem In- und Ausland waren der Einladung des Vereins gefolgt, sich in drei Plenums­
veranstaltungen und zehn Arbeitskreisen mit Problemen einer wirksamen marktwirtschaftlichen 
Stabilisierungspolitik auseinanderzusetzen.

W ie schon bei der Bonner Jublläumstagung 
vor zwei Jahren wurde auch für diese Ver­

anstaltung wieder ein Generalthema von aktuel­
ler Bedeutung und tagespolitischer Dringlichkeit 
ausgewählt und mit den Mitteln der Wissenschaft 
analysiert. Getreu ihrer Tradition zogen sich die 
IVIitglieder des Vereins für Socialpolitik damit 
auch bei dieser Tagung nicht in einen wissen­
schaftlichen Elfenbeinturm zurück, sondern such­
ten in der bewußten Konfrontation theoretisch 
und politisch konkurrierender Meinungen nach 
stabilisierungspolitisch effizienten Strategien.

Den vielschichtigen Aspekten des Stabilisierungs­
problems entsprechend, sollten in den Diskussio­
nen nicht nur die ökonomischen, politischen und 
sozialen Komponenten des Themas behandelt 
werden, sondern auch seine allgemeinen und 
übergreifenden systembezogenen Charakteristika. 
Den umfassendsten Ansatz wählte hier FRITSCH, 
dessen systemtheoretischen Betrachtungen zu­
folge stabilitätspolitische Ziele als Konstanz von 
Niveaus, Quoten, Wachstumsraten oder Struktu­
ren zu definieren und Zielkonflikte als system­
theoretische Instabilitäten zu interpretieren sind. 
Da durch die Interaktion des ökonomischen Teil­
systems mit der physikalischen Umwelt neue und 
bisher kaum berücksichtigte Stabilitätsprobleme 
entstünden, sei aus systemtheoretischer Sicht ein 
homöostatisches System anzustreben, in dem alle 
Teilsysteme ihre Autonomie nur in Übereinstim­
mung mit den Stabilitätsbedingungen des Ge­
samtsystems verändern könnten.

Auf ähnlich abstraktem Niveau wandte SCHMID 
allgemeine regelungstheoretische Verfahren auf 
ökonomische Sachverhalte an. Er versuchte ins­
besondere, den Nachweis zu erbringen, daß sich 
die ältere Theorie der binnen- und außenwirt­

schaftlichen Stabilisierung ais eine Kombination 
spezieller regelungstheoretischer Ansätze auffas­
sen läßt.

Geldwertstabilität als dominantes Ziel

Der Informationsgehalt derartiger Erklärungsver­
suche und ihr systemtheoretischer Bezug blieben 
allerdings sehr umstritten. Das Schwergewicht 
der Diskussion verlagerte sich rasch auf die öko­
nomischen und politischen Probleme der Stabiii- 
tät des Geldwertes. Dieser von JÖHR in seinem 
die Tagung einleitenden Referat schon angedeu­
tete Schwerpunkt wurde besonders von WERNER 
betont, der das Stabilitätsziel in seiner Substanz 
mit einem stabilen Geldwert identifizierte. Die 
gesamtwirtschaftlich überragende Bedeutung der 
Geldwertstabilität resultiert nach WERNER nicht 
nur aus den unerwünschten distributiven und allo­
kativen Auswirkungen inflationärer Prozesse, son­
dern auch aus der Gefährdung des polit-ökono- 
mischen Gesamtsystems, dessen Bestand bei 
ständig sinkendem Geldwert auf die Dauer nicht 
mehr gewährieistet sei.

Angesichts dieser Akzentveriagerung entwickelte 
sich zunächst auf primär theoretischer Ebene eine 
Diskussion über die Verhaltensweisen der priva­
ten und öffentlichen Haushalte sowie der Unter­
nehmungen in Abhängigkeit von einem veränder­
lichen Geldwert. Für die privaten Haushalte mußte 
RIETER nach eingehender Prüfung der voriiegen­
den Literatur feststellen, daß die mii<roöl<onomi-
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sehen Grundlagen des Haushaltsverhaltens bei 
sinkendem Geldwert in den bestehenden Infla­
tions-, Spar- und Konsumtheorien empirisch nur 
unzulänglich gesichert sind. Bezüglich der Infla- 
tlonswirkungen  fehle es beispielsweise an einer 
Theorie, die Verteilung und Inflation interdepen­
dent erklärt. Um gerade über die Verteilungswir­
kungen bei schleichender Geldentwertung mehr 
aussagen zu können, plädierte BIETER deshalb 
für einen radikalen mikroökonomischen Ansatz, 
der sich an der interdisziplinär arbeitenden Ver­
haltensforschung orientiert und eine allgemeine 
sozialökonomische Verhaltenstheorie zu entwik- 
keln sucht.

Auch für den Bereich der privaten Unternehmun­
gen kamen SZYPERSKl und HAUSCHILDT zu 
dem Ergebnis, daß es noch an einer theoretisch 
konsistenten Erklärung der strukturellen Zusam­
menhänge zwischen unternehmungsspezifischen 
Verhaltensweisen und Geldwertentwicklung man­
gele. Da ein instabiler Geldwert Vor- und Nach­
teile für die Unternehmung haben könne und 
Geldwertstabilität in empirischen Untersuchungen 
über Unternehmungsziele nicht auftauche, müsse 
dieses Ziel stärker handlungslenkend in den un­
ternehmerischen Zielbildungsprozeß eingebaut 
werden. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht schlug 
HAUSCHILDT dazu konkret vor, Preisänderungs­
effekte verstärkt auszugliedern und sie nicht nur 
für die kontrollierende ex-post-Analyse von Plan­
abweichungen, sondern auch für ex-ante-Rech- 
nungen wie Absatzpläne, Beschaffungsprogramme 
oder Investitionsbudgets nutzbar zu machen.

Für die öffentlichen Haushalte ergaben die Unter­
suchungen von MEIER ein recht eindeutiges Er­
gebnis. Danach ist dieser Sektor — entgegen eini­
gen häufig vertretenen Erklärungsversuchen — 
primär als Opfer der Inflation anzusehen. Ein­
schränkend betonte MEIER allerdings, daß sich 
seine empirische Analyse auf die Schweiz und das 
Jahr 1971 beschränke. Für dieses begrenzte Un­
tersuchungsgebiet hätten alle drei staatlichen 
Ebenen -  Bund, Kantone und Gemeinden -  un­
ter Berücksichtigung der effektiven Inflationsraten 
bei den laufenden Einnahmen und Ausgaben In­
flationsverluste zu tragen gehabt. Folgerichtig 
müsse der öffentliche Sektor mithin an einem 
stabilen Geldwert sehr interessiert sein!

Kontroverse zwischen Fiskalisten und 
Monetaristen

Breiteren Raum als diese mehr theoretisch aus­
gerichteten Arbeiten nahmen (w irtschafts-)poli- 
iische  Diskussionen ein, in denen Fragen nach 
der geeigneten Instrumentierung und dem poli­
tisch Machbaren die größte Rolle spielten. Bei 
der Erörterung alternativer stabilisierungspoliti­
scher Instrumente kam es zu der erwarteten Kon­

troverse zwischen Fiskalisten und Monetaristen. 
Stärker fiskalisch argumentierende Referenten 
warnten meist davor, die aufgetretenen Schwä­
chen einer primär über den Staatshaushalt an­
setzenden Stabilisierungspolitik zu überschätzen 
und darüber die Möglichkeiten einer konjunktur­
gerechten öffentlichen Haushaltspolitik zu ver­
nachlässigen. So konzedierte BIEHL beispiels­
weise, daß die Haushaltspolitik trotz vorhandener 
antizyklischer Bemühungen bisher überwiegend 
prozyklisch  gewirkt habe. Wenn man allerdings 
die mittelfristige Finanzplanung konsequent am 
Wachstum des Produktionspotentials ausrichte 
und die Nachfragesteuerung stärker auf die Ein­
nahmenseite verlagere, lasse sich die Entwick­
lung der öffentlichen Haushalte verstetlgen und 
die Stabilisierungspolitik damit wirksamer gestal­
ten. BIEHL wurde von WITTMANN unterstützt, der 
speziell die öffentliche Einnahmepolitik einer ge­
naueren Analyse unterzog und für diesen fiskal­
politischen Instrumentalbereich unter stabilisie­
rungspolitischen Gesichtspunkten Kriterien für 
einen optimalen Einsatz entwickelte.

Aus monetaristischer Sicht belegte NEUMANN 
mit einer empirischen Überprüfung eine geringe 
aggregative Effizienz der Finanzpolitik relativ zu 
der Geldpolitik. Aggregative Effekte monetärer 
Impulse treten danach stärker und zuverlässiger 
ein als die entsprechenden Effekte gleicher Fis­
kalimpulse. NEUMANN empfahl deshalb, die 
Finanzpolitik ausschließlich auf allokationspoli­
tische Aufgaben zu konzentrieren und die Stabili­
sierung allein der — instrumenteil zu verbessern­
den — Geldpolitik zu übertragen. Unabhängig 
von dieser Forderung nach einem tiefgreifenden 
wirtschaftspolitischen Kurswechsel glaubte DU- 
WENDAG in der jüngsten, von den Notenbanken 
in England, den USA und der Bundesrepublik be­
triebenen Geldpolitik bereits anstelle des bisher 
üblichen politischen Mix eine vorsichtige Öffnung 
zum Monetarismus hin konstatieren zu können.

Die „PHILLIPS-liiusion“

Allerdings war das Urteil über die stabilisierungs­
politisch adäquate Einordnung der Geld- und Fis­
kalpolitik nicht nur zwischen Monetaristen und 
Fiskalisten, sondern auch unter den mehr mone- 
taristisch eingestellten Diskutanten selbst keines­
wegs einhellig. In einem vielbeachteten Referat 
kam NIEHANS beispielsweise zu dem Ergebnis, 
daß die Fiskalpolitik für die konjunkturelle Steue­
rung nach wie vor eine wichtige, teilweise sogar 
entscheidende Rolle spielen werde. Wenn sie ihre 
Maßnahmen so wähle, daß die Geldmenge unver­
ändert bleibe, habe sie vor allem den wichtigen 
Vorzug, auf die reale Produktion einwirken zu 
können, ohne das Preisniveau auf längere Sicht 
wesentlich zu beeinflussen. Die langfristige  Sta­
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bilisierung der Preise müsse sich jedoch an der 
Quantitätstheorie orientieren, nach der das Preis­
niveau von der Geldversorgung bestimmt wird. 
Das Ausmaß der Geldversorgung aber sei bei 
flexiblen Wechselkursen allein eine Angelegen­
heit der nationalen Geldpolitik.

Solche Plädoyers für eine stärkere oder sogar 
ausschließlich monetaristisch ausgerichtete Sta­
bilisierungskonzeption basierten wesentlich auf 
einer Kritik an der keynesianischen Vorstellung, 
aufgrund des PHILLIPS-Zusammenhangs zwischen 
Geldwert- und Beschäftigungsvariationen sei ein 
befriedigendes Beschäftigungsniveau durch ein 
geringes Mehr an Inflation erreichbar. NIEHANS 
sprach in diesem Zusammenhang von der „PHIL- 
LlPS-lllusion“ und verwarf deren Kernpunkt, daß 
eine Erhöhung der Beschäftigung und ein rasche­
res Wachstum um den Preis einer nur mäßigen 
Verschlechterung des Geldwertes erkauft werden 
könne. Die Teilnehmer waren sich an dieser Stelle 
mit NIEHANS weitgehend einig in der Ansicht, 
daß zumindest langfristig  kein Zielkonflikt zwi­
schen Inflation und Beschäftigungsgrad bestehe: 
Auf längere Sicht könne ein inflationärer Prozeß 
sowohl bei Voll- als auch bei Unterbeschäftigung 
auftreten. Folglich sei jede auf der „PHILLIPS- 
lllusion“ aufbauende Stabilisierungspolitik zum 
Mißerfolg verurteilt, während eine dem realen 
Wachstum entsprechende monetäre Expansion 
langfristig stabilisierungspolitische Erfolge errei­
chen könne.

Indexklauseln und Stabilität

Neben dieser — schon beinahe klassisch zu nen­
nenden — Diskussion, die im übrigen auch Fragen 
der außenwirtschaftlichen Absicherung und der 
stabilitätspolitischen Eignung des Wettbewerbs 
einschloß, wurden unter den Stichworten „Index- 
bindung“ und „direkte Kontrollen“ auch neuere 
Gedanken in die Stabilisierungsdebatte einge­
bracht. Teils sollten sie die traditionelle Politik 
der Stabilisierung nur ergänzen, teils wurden sie 
aber auch bewußt als konkurrierende Konzeptio­
nen präsentiert.

Auf der Jahrestagung wurden keine auf einer 
Vollindexierung beruhenden stabilisierungspoliti­

schen Strategien diskutiert. Teilaspekte der Index­
bindung gingen dagegen in eine Reihe von Refe­
raten ein, wobei die Ergebnisse allerdings sehr 
differenziert gesehen werden müssen. Nach 
KLEMMER ist es beispielsweise heute noch nicht 
möglich, eine zyklusorientierte Regelbindung er­
folgreich anzugehen, weil die gegenwärtig be­
kannten Konjunkturindikatoren dazu noch keine 
ausreichenden Informationen lieferten. Da aber 
Konjunkturen andererseits durch zyklische Regel­
mäßigkeiten gekennzeichnet seien, könnte ein — 
allerdings weiter zu verbesserndes — Indikatoren­
system durchaus brauchbare Hilfen für eine dis­
kretionär ansetzende Konjunkturpolitik liefern. 
SGHERFs Überiegungen führten ihn zu dem Er­
gebnis, daß eine mittels Indexklauseln betriebene 
Antiinflationspolitik wenig Erfolg verspreche. Ins­
besondere indexgesicherte Lohn- und Gehalts­
zahlungen hielt SCHERF für kaum nützlich, da 
sich tatsächliche und erforderiiche Bedingungen 
einer stabilisierungspolitischen Anwendung nicht 
entsprächen. Dagegen könnten wertgesicherte  
Anleihen  durchaus hilfreich sein, wenn sie dazu 
beitrügen, die Sparquote zu steigern und damit 
die effektive Nachfrage zu senken. Am stärksten 
setzte sich WILLGERODT dafür ein, Indexbindun­
gen unter stabilisierungspolitischen Zielsetzungen 
anzuwenden. Aber auch er begrenzte den Anwen­
dungsbereich der Geldwertsicherungsklauseln 
und wollte sie nur eingeführt wissen, um Ober­
gangsprobleme  während der Rückkehr zur Geld­
wertstabilität leichter lösen zu können. Entschei­
dend sei, daß Regierung und Währungsbehörden 
sich gleichzeitig darum bemühten, das Geldange­
bot konsequent zu kontrollieren und zu begrenzen.

Stabilisierung durch direkte Kontrollen?

Einige Referenten verwarfen weitgehend alle 
geld- und fiskalpolitischen Ansätze einschließlich 
ihrer erweiterten und verfeinerten Komponenten. 
Ausgehend von überwiegend vermachteten Gü­
ter- und Faktormärkten, bestanden für diese Auto­
ren einzig in staatlichen Kontrollen noch Möglich­
keiten, stabilisierend in den Wirtschaftsprozeß 
eingreifen zu können. BLUM sah etwa die Exi­
stenz administrierter Preise als hinreichend ge­
sichert an, obwohl er zugeben mußte, daß diese 
Konzeption definitorisch und empirisch schwer zu

KONJUNKTUR  
VON M O R G E N

D e r  v le r z e h n t ä g l lc h  e r s c h e in e n d e  K u r z b e r ic h t  d e s  H W W A  -  Institut f ü r  W l r t s c h a f t s -  
t o r s c h u n g  -  H a m b u r g  ü b e r  d ie  B i n n e n -  u n d  W e l t k o n j u n k t u r  u n d  die R o h s to f f m ä rk te
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fassen ist. Da eine nachfrageorientierte Stabiii- 
sierungspolitil< in dieser Situation nur wenig wirk­
sam sein l<önne, verlange das Phänomen der ad­
ministrierten Preise nach einer Unterstützung des 
Marl<tmechanismus durch zusätzliche Sanktions­
mechanismen. Unter solchen Aspekten hielt BLUM 
die Einführung gezielter Preiskontrollen zumin­
dest für erwägenswert und mit der marktwirt­
schaftlichen Rahmenordnung auch prinzipiell ver­
einbar.
Anders dagegen argumentierte v. WEIZSÄCKER, 
der direkte Kontrollen als marktinkonform und 
überdies stabilisierungspolitisch unwirksam ab­
lehnte. Auch für ihn waren zwar in einer arbeits­
teilig organisierten Marktwirtschaft die Anbieter­
interessen im Vergleich zur Nachfrageseite die 
politisch einflußreicheren und erforderten deshalb 
besondere Aufmerksamkeit. Wirksame Stabilisie­
rungspolitik könne jedoch nicht mit herkömmli­
chen Kontrollen oder — wegen der Preisrigidität 
auch kleinerer Betriebe — durch wettbewerbspoli­
tische Maßnahmen erreicht werden, sondern nur 
durch marktkonforme Preiskontrollen. Diese Kon­
trollen sollen auf einem Kouponsystem  beruhen 
und — auf monetaristischer Basis — die durch 
Geldmengenänderungen ausgelösten langfristigen 
Effekte auf das Preisniveau in kurzfristig wirk­
same verwandeln. Von WEIZSÄCKER knüpfte da­
bei an das Eigeninteresse der preissetzenden 
Anbieter an, gab allerdings auch zu, daß über 
den Erfolg seines Vorschlages letztlich nur empi­
risch entschieden werden könne.

Hauptsächlich unter einkommenspolitischen Ge­
sichtspunkten befaßte MEISSNER sich mit der 
Kontrolle der Unternehmensgewinne. Einkom­
menspolitik muß nach MEISSNER verteilungsbe­
wußt betrieben werden und deshalb auf möglichst 
viele Einkommensarten einwirken — vor allem 
auf die Unternehmensgewinne. Bei der Entste­
hung von Gewinnen soll über die Investitionslen­
kung kontrolliert werden, bei der Gewinnverwen­
dung bzw. -aneignung über ein einkommenspoli­
tisches Fondskonzept. Offen blieb dabei aller­
dings, wie die von MEISSNER selbst erwähnten 
konzeptionellen und statistischen Probleme der 
Gewinnermittlung gelöst werden sollen, ganz ab­
gesehen von den nicht bekannten ordnungs- und 
prozeßpolitischen Rückwirkungen derartig weitrei­
chender institutioneller Änderungen.

Wirtschaftliche und politische Interdependenzen

Breiten Raum nahmen auch diejenigen Diskussio­
nen ein, die stabilisierungspolitische Probleme 
nicht aus isoliert ökonomischer Perspektive an­
gingen, sondern wirtschaftliche und politische 
Faktoren als interdependente Bestimmungsgrößen 
berücksichtigten. So analysierte KALTEFLEITER 
etwa die möglichen Beziehungen zwischen wirt­

schaftlicher und politischer Stabilität und ver­
suchte aus mikroökonomischer Sicht nachzuwei­
sen, daß Erfahrungen im v/irtschaftlichen Bereich 
wahrscheinlich eher das politische Verhalten be­
einflussen als umgekehrt KALTEFLEITER führte 
als Beleg empirische Untersuchungen an, mit 
denen er bestätigen konnte, daß beispielsweise 
Regierungen im Zeichen guter Konjunktur in der 
Regel keine Wahlen verlieren. Umgekehrt gelange 
die Opposition fast stets durch eine Konjunktur­
abschwächung an die Macht. Wirtschaftliche Sta­
bilität ist damit nach KALTEFLEITER ein wesent­
liches Element für Stabilität und Legitimation des 
gesamten politischen Systems.

ZOHLNHÖFER ging es darum, erste Ansätze einer 
empirisch gehaltvollen politischen Theorie der In­
flation zu skizzieren, wobei sein Schwerpunkt ein­
deutig auf der politischen  Komponente lag. Nach 
ZOHLNHÖFERs Folgerungen sind der Willens­
und Entscheidungsbildung in der repräsentativen 
Demokratie inflationäre Tendenzen immanent. 
Alle Bemühungen um Geldwertstabilität könnten 
deshalb erst dann wirklich erfolgreich sein, wenn 
die inflationsbegünstigenden Strukturen aus der 
Organisation der politischen Entscheidungsbil­
dung eliminiert würden. Auf Kritik stieß diese 
Hypothese allerdings nicht nur wegen ihres me­
thodologisch problematischen Tendenzbegriffes, 
sondern auch weil sie die in parlamentarischen 
Demokratien nachweisbaren Perioden relativer 
Preisstabilität nicht zu erklären vermag.
Innerhalb des politischen Entscheidungsprozesses 
erwiesen sich für STARBATTY Entschlußkraft und 
-fähigkeit der Exekutive als schwächstes Glied 
und nicht etwa die häufig angenommenen Verzö­
gerungen im parlamentarischen Prozeß. Sollte 
diese These zutreffen, ergäben sich offensichtlich 
weitreichende Konsequenzen für die institutio­
nelle Ausgestaltung einer effektiven Stabilisie­
rungspolitik.

Politische iVlachbarkeit

Mit der Diskussion solcher politisch bedingter 
Problemkreise erhielten Fragen der politischen 
Machbarkeit einer erfolgreichen Inflationsbekämp­
fung großes Gewicht. Angesichts derartiger -  be­
sonders von TIETMEYER betonter — Aspekte 
waren sich die Referenten allerdings darin einig, 
daß Wissenschaftler zwar unbedingt die politi­
schen Grenzen der Stabilisierungspolitik beach­
ten müssen, andererseits aber hinsichtlich der 
Realisierungschancen stabilisierungspolitischer 
Maßnahmen den Politikern auch nur Stützen ge­
ben können. Programmatische Entscheidungen 
müssen im Lichte des politischen Kalküls gefällt 
und verantwortet werden, besonders wenn stei­
gende Inflationsraten die Last der ökonomischen 
und politischen Stabilisierung zunehmend ver­
größern.
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